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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 68/14 B 
 
L 6 KN 551/11 (Sächsisches LSG) 
S 33 R 1305/08 (SG Dresden) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Mai 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r  

und den Richter K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 11. Dezember 2013 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 11.12.2013 hat das Sächsische LSG einen Anspruch des Klägers auf Rente we-

gen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil wurde Beschwerde zum BSG eingelegt. 

In der Beschwerdebegründung werden Rechtsprechungsabweichungen (I.) und Verfahrens-

mängel (II.) geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

I. Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechts-

sätze, die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie 

kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abwei-

chung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entschei-

dung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die BSG oder BVerfG aufgestellt haben, sondern 

erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt 

hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung 

im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus 

verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung 

beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Be-

schwerdebegründung erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrich-

terlichen Entscheidung enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu 

im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die 

oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung 

zu Grunde zu legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). 

Diesen Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Denn der Kläger hat aus dem Berufungsurteil bereits keinen tragenden abstrakten Rechtssatz 

herausgearbeitet, mit dem das LSG der Rechtsprechung des BSG widersprochen haben könn-

te. Er behauptet lediglich, das angefochtene Urteil weiche von den Entscheidungen des BSG 

vom 10.12.2003 (B 5 RJ 64/02 R - SozR 4-2600 § 44 Nr 1) und vom 4.11.1998 (B 13 RJ 

13/98 - SozR 3-2200 § 1246 Nr 62) ab. Mit diesem Vorbringen ist eine Divergenz iS des § 160 

Abs 2 Nr 2 SGG nicht aufgezeigt. Missversteht oder übersieht das Berufungsgericht höchst-

richterliche Rechtssätze und wendet es deshalb das Recht fehlerhaft an, kann daraus nicht ge-

schlossen werden, es habe einen divergierenden Rechtssatz aufgestellt. Die Bezeichnung einer 

Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt vielmehr die Darlegung voraus, dass das LSG 

die höchstrichterliche Rechtsprechung im angefochtenen Urteil infrage stellt. Dies ist nicht der 

Fall, wenn es eine höchstrichterliche Entscheidung in ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall 

lediglich verkannt haben sollte (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). Unter diesen 

Umständen hätte der Kläger vertieft darauf eingehen müssen, warum es sich bei der behaupte-

ten Abweichung des LSG nicht lediglich um eine falsche Rechtsanwendung im Einzelfall han-

delt, in der ein eigener Rechtssatz des Berufungsgerichts gerade nicht zum Ausdruck kommt 

(vgl im Einzelnen BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26 S 45). 

 

Darüber hinaus zeigt der Beschwerdeführer auch nicht auf, dass die Entscheidung des LSG auf 

der behaupteten Divergenz beruht. Denn die Beschwerdebegründung legt nicht dar, dass das 

BSG in den herangezogenen Urteilen auf der Grundlage der darin angeblich aufgestellten 

Rechtssätze eine Fallkonstellation, die mit derjenigen des Klägers vergleichbar ist, tragend an-

ders entschieden hat als das LSG im angefochtenen Urteil. Dafür genügt es keinesfalls, der 

bundesgerichtlichen Entscheidung isoliert einzelne Sätze zu entnehmen und - völlig losgelöst 

von ihrem Bezugsrahmen - zu behaupten, es handele sich dabei um tragende höchstrichterliche 

Rechtssätze (Senatsbeschluss vom 13.2.2013 - B 5 R 398/12 B - BeckRS 2013, 66978 RdNr 8). 

Stattdessen ist der tatsächliche und rechtliche Kontext darzustellen, in dem die herangezogenen 

bundesgerichtlichen Rechtssätze stehen (vgl hierzu zB BSG Beschluss vom 7.2.2007 - B 6 KA 

56/06 B - BeckRS 2007, 41946 RdNr 10 mwN). Zum Kontext der BSG-Entscheidung ist der 

Beschwerdebegründung aber schon deshalb nichts zu entnehmen, weil sie verschweigt, wel-

chen Sachverhalt das BSG jeweils zu beurteilen hatte, so dass auch nicht deutlich wird, welche 

rechtlichen Aussagen es wirklich getroffen hat und welche Aussagen ggf auf einer Interpretation 

des Klägers beruhen. Eine konkrete Sachverhaltsdarstellung auch der BSG-Entscheidung ge-

hört aber zu den Mindestvoraussetzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenz-

rüge prüfen zu können. Denn eine die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei 

gleichem oder vergleichbarem Sachverhalt vorliegen, auf den dieselben Rechtsnormen anzu-

wenden sind. 

 

II. Auch die Verfahrensrügen haben keinen Erfolg. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde da-

rauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfah-

7 

8 

9 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 

 

 

  

- 5 - 

rensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erfor-

derlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechts-

ansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils 

besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 

SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

1. Soweit - wie vorliegend - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt werden, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthal-

ten: (a) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (b) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (c) Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (d) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und (e) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich feh-

lerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des be-

haupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus 

zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Aufl. 2014, § 160a 

RdNr 56).  

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn sie ver-

säumt es bereits, Fundstelle und Wortlaut eines prozessordnungskonformen Beweisantrags 

wiederzugeben und darzulegen, der im Berufungsverfahren rechtskundig vertretene Beschwer-

deführer habe einen derartigen Beweisantrag - im hier maßgeblichen Sinn der ZPO (§ 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG iVm § 118 Abs 1 S 1 SGG) - bis zum Schluss der mündlichen Ver-

handlung vor dem LSG durch einen entsprechenden Hinweis zu Protokoll aufrechterhalten.  

 

2. Darüber hinaus macht der Kläger einen Verstoß gegen § 124 Abs 1 SGG geltend. Nach die-

ser Vorschrift entscheidet das Gericht, soweit nichts anderes bestimmt ist, aufgrund mündlicher 

Verhandlung. Die Beschwerdebegründung behauptet jedoch weder, dass das LSG durch Urteil 

ohne mündliche Verhandlung entschieden habe, noch, dass dies unbefugt (dh ohne Einver-

ständnis der Beteiligten, § 124 Abs 2 SGG) geschehen sei. 

 

3. Soweit der Kläger rügt, das LSG habe ihn auf die Tätigkeit als "Versandfertigmacher/Kommis-

sionierer" verwiesen, obwohl die Beklagte bereits "erstinstanzlich … unstreitig gestellt" habe, 

dass das Anforderungsprofil dieser Verweisungstätigkeit nicht mit seinem Leistungsvermögen 

vereinbar sei, legt er nicht dar, warum das LSG an dieses übereinstimmende Beteiligtenvorbrin-
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gen gebunden gewesen sein könnte, obwohl die zivilprozessualen Vorschriften über das aus-

drückliche (§ 288 Abs 1 ZPO) oder konkludente (§ 138 Abs 2 ZPO) Geständnis im sozialgericht-

lichen Verfahren gerade wegen der grundsätzlichen Unterschiede zwischen ZPO (Beibringungs-

grundsatz) und SGG (Amtsermittlungsgrundsatz) gemäß § 202 S 1 SGG unanwendbar sind 

(Senatsbeschluss vom 26.6.2013 - B 5 RS 22/13 B - BeckRS 2013, 70652 RdNr 10; Leitherer in 

Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 202 RdNr 3). Der Kläger verkennt, dass 

das öffentliche Interesse an der Aufklärung des (wahren) Sachverhalts und der Richtigkeit der 

Entscheidung nicht dadurch suspendiert wird, dass die Beteiligten übereinstimmend von einem 

bestimmten Sachverhalt ausgehen. 

 

4. Wenn schließlich bemängelt wird, die Feststellungen des LSG seien "nicht unter Einbezie-

hung des gesamten Sach- und Streitstandes zustande gekommen", rügt die Beschwerdebe-

gründung im Kern die vom Berufungsgericht vorgenommene Beweiswürdigung im Rahmen der 

Tatsachenfeststellung und damit einen Verstoß des LSG gegen § 128 Abs 1 S 1 SGG. Auf eine 

Verletzung dieser Norm kann jedoch kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung ein Verfah-

rensmangel nicht - dh weder unmittelbar noch mittelbar - gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG). Dies ist verfassungsrechtlich unbedenklich (BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 6 

S 11). Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsurteils kann mit der 

Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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